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Geſetz Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Xr. 36. — 


Ir. 26300 Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 26. September 1845., wegen Uebertragung der, 

3 Zu. der Quaͤſtur der Berliner Univerſitaͤt ertheilten Befugniß zur Einziehung 
und Einklagung geſtundeter Honorare auf die Quaͤſturen der uͤbrigen 
Univerſitaͤten. 


Au Ihren Bericht vom 3. d. M. beſtimme Ich hierdurch, daß Meine Order 
vom 5. Februar v. J. (Geſetzſammlung von 1844. Seite 69.), wonach zur 
Einziehung und Einklagung geſtundeter Honorare der Lehrer an der Berliner 
Univerſitaͤt, nur die Quaͤſtur allein legitimirt fein ſoll, auch auf die Quaͤſturen 
an den ubrigen Univerſitaten in Meinen Staaten Anwendung finden ſoll. 
Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


— 


Sansſouci, den 26. September 1845. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Eichhorn und Ühden. 


Ir. 2634.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 27. September 1845., betreffend die Beſtrafung 


> an, Jus des Zweikampfs zwiſchen Offizieren und nicht zum Offizierſtande gehoͤ⸗ 
renden Militair- oder Zivilperſonen. 


8 

Au Ihren Bericht vom 3. Auguſt c. beſtimme Ich zur Ergaͤnzung der Ber: 
ordnung uͤber das Verfahren bei Unterſuchung der zwiſchen Offizieren vorfal⸗ 
lenden Streitigkeiten und Beleidigungen, ſowie uͤber die Beſtrafung des Zwei⸗ 
kampfs unter Offizieren, vom 20. Juli 1843., unter Bezugnahme atf»M eine, 
die Umgehung des Ehrenraths betreffende Order vom 16. Mai 1844., 

1) daß bei einem Zweikampf zwiſchen einem Offizier und einer nicht zum 
Offizierſtande 8 Militairz oder einer Zivilperſon der Offizier und 
die als Kartelltraͤger, Sekundanten ıc. betheiligten Offiziere mit denjeni⸗ 
gen Strafen belegt werden ſollen, welche Platz greifen, wenn unter 
Offizieren ein Zweikampf ſtattgefunden hat; 

2) daß die Herausforderung, wenn dieſelbe auf eine ſolche Art des Zwei— 
kampfs, welche die Toͤdtung eines der beiden Theile zur unabwendbaren 

Folge haben würde, oder dahin gerichtet iſt, daß der Zweikampf fo lange 
fortgeſetzt werden ſoll, bis einer der beiden Theile getödret worden, und 
ſelbiger mit Umgehung des Ehrenraths oder des E rengerichts hat voll- 
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zogen werden ſollen, mit zwei Monat bis zu zwei Jahr Feſtungs⸗ 
Arreſt zu beſtrafen iſt; f 
3) daß, wenn die Toͤdtung durch vorſaͤtzliche Uebertretung der herkoͤmmlichen 
oder vereinbarten Formen des Zweikampfs bewirkt, oder der Gegner, 
nachdem er wehrlos 3 getodtet wird, bei beſonders erſchweren— 
den Umſtaͤnden die Strafe der Toͤdtung nach den allgemeinen Landes— 
geſetzen eintreten ſoll. 
Dieſe Meine Order iſt durch das Kriegsminiſterium der Armee und 
außerdem durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Sansſouci, den 27. September 1845. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Geheimen Staatsminiſter, General der Infanterie v. Boyen und Uhden. 
2 * 7 1 


(Nr. 2632.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 31. Oktober 1845., die Verpflichtung der Juden 
zur Fuͤhrung feſtbeſtimmter und erblicher Familiennamen betreffend. 


Au den Antrag des Staatsminiſteriums vom 24. d. M. beſtimme Ich hier—⸗ 
durch, daß die Juden auch in denjenigen Theilen der Monarchie, in denen 
geſetzliche Vorſchriften uͤber die Familiennamen der Juden noch nicht beſtehen, 
feſtbeſtimmte und erbliche Familiennamen zu fuͤhren, und dieſe binnen ſechs 
Monaten, vom Tage der Publikation dieſer Order an gerechnet, der Obrigkeit 
ihres Wohnorts anzuzeigen verpflichtet fein ſollen. — Zur Führung der gewaͤhl⸗ 
ten Familiennamen iſt die Genehmigung der Regierung einzuholen. — Die 
i Order, wegen deren Ausfuͤhrung der Miniſter des Innern die 
1 mit Inſtruktion verſehen wird, iſt durch die Geſetzſammlung bekannt 
u machen. 
g Sansſouci, den 31. Oktober 1845. a 
Friedrich Wilhelm.“ 


An das Staatsminiſterium. 


N. 26830 Geſetz, betreffend die Abloͤſung der Dienſte in der Provinz Schleſien. Vom 
232 31. Oktober 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen für die Provinz Schleſien auf den Antrag Unſeres Staatsminiſte— 
riums, nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde und nach vernommenem Gut— 
achten Unſeres Staatsraths, was folgt: 
He. 

Der in den $$. 1. und 2. der Abloͤſungsordnung vom 7. Juni 1821. 
gemachte Unterſchied zwiſchen Ackernahrungen und Dienſtfamilienſtellen findet 
nicht ferner Statt; es koͤnnen vielmehr alle Arten von Hand- und Spann— 

dienſten, 
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dienſten, welche auf Grundſtuͤcken haften, die eigenthuͤmlich oder zu Erbzins⸗ 
oder Erbpachtsrechten beſeſſen werden, auf den einſeitigen Antrag ſowohl des 
Berechtigten als des Verpflichteten abgelöft werden. 

e, bleiben jedoch diejenigen Dienſte, welche nach $. 5. des 
gedachten Geſetzes keiner Abloͤſung unterworfen ſind. 


$. 2. 

Iſt der Berechtigte dem Dienfipflichtigen zu Gegenleiſtungen in Gelde 
oder in Naturalien verpflichtet, ſo wird der Werth der Gegenleiſtungen von 
dem Werthe der Dienſte in Abzug gebracht. 

Ueberſteigt der Werth der Gegenleiſtungen den Werth der Dienſte, ſo 
hat der Berechtigte ohne Unterſchied, ob der Antrag auf, Abloͤſung von dem 
Berechtigten oder dem Verpflichteten ausgeht, dieſen Mehrwerth zu verguͤten. 
Eine Ausnahme hiervon findet nur Statt, wenn dem Berechtigten aus einem 
beſonderen Rechtsgrunde die Befugniß zuſteht, wider den Willen des Ver⸗ 
pflichteten auf die Dienſte zu verzichten und ſich dadurch von den Gegenlei— 
ſtungen zu befreien. 

Die Vergütung des Mehrwerths der Gegenleiſtungen erfolgt, wenn 
beide Theile ſich nicht anders einigen, in einer feſten Geldrente. Dieſe Rente 
kann nach den beſtehenden Grundſaͤtzen abgelöft werden. 

In ſoweit die Vorſchrift des $. 12. der Ablöfungsordnung vom 7. Juni 
1821. dieſen Beſtimmungen entgegenlaͤuft, wird dieſelbe hiermit aufgehoben. 


8 3. 

Der Abloͤſung nach den Grundſaͤtzen der $$. 1. und 2. iſt insbeſondere 
auch das Dienſtverhaͤltniß, welches dem Zehntſchnitt und Erbdruſch zum Grunde 
liegt, unterworfen. 

Die Schnittermandel und die Hebe, ſowie der Dreſcherſcheffel, welche 
die Zehntſchnitter und Erbdreſcher fuͤr ihre Dienſte beziehen, ſind daher fortan 
nicht mehr zu den nach den Beſtimmungen der Hö. 26. 30. 31. und 32. der 
Abloͤſungsordnung für ſich abloͤsbaren Naturalabgaben zu rechnen, vielmehr 
iſt der von den Zehntſchnittern und Erbdreſchern zu erte kee Dienſt als die 
Hauptleiſtung, die Schnittermandel, die Hebe und der Dreſcherſcheffel aber als 
die Gegenleiſtung anzuſehen, welche nur zugleich mit der Hauptleiſtung, in der 
im H. 2. dieſes Geſetzes erwähnten Art, aufgehoben werden kann. 

Bei der Beſtimmung des Werths dieſer Gegenleiſtungen kommen die 
Vorſchriften der HH. 27. und 30. der Abloͤſungsordnung ferner zur Anwendung. 
F. 4. 

Tragt der Dienftberechtigte auf Ablöͤſung des Zehntſchnitts oder Erb⸗ 
druſches an, ſo muß er, wenn er ſich nicht mit einzelnen oder ſaͤmmtlichen 
Dienftpflichfigen anderweit einigt, den Antrag gegen alle demſelben Gute ge⸗ 
meinſchaftlich verpflichtete Zehntſchnitter und Erbdreſcher richten. Geht der An⸗ 
trag aber von den Dienftpflichfigen aus, fo muß fi) die Minoritaͤt derſelben 
dem Beſchluß der Majoritaͤt, nach dem Verhaͤltniß der Theilnahme am Dienſt 
gerechnet, unterwerfen. 5 f 

Die Abloͤſung ſoll auch ſchon bei Gleichheit der Stimmen zulaͤſſig a 

$. 5. 


(Nr. 2633 — 2634.) 
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§. 5. 

Iſt auf Antrag der Dienftpflichtigen die Einleitung des Ablöfungsver- 
fahrens von der Behoͤrde verfuͤgt, ſo kann der Antrag nur durch einſtimmigen 
Beſchluß aller Dienſtpflichtigen wieder zuruͤckgenommen werden. 

6 


$. 6. 

Die Entſchaͤdigung fuͤr Handdienſte von ſolchem Grundbeſitz, auf welchem 
nicht zugleich Spanndienſte haften, erfolgt auch dann, wenn die Dienſte uͤber 
funfzig Mannshandtage jaͤhrlich betragen, durch feſte, nach Maßgabe der Ab- 
loͤſungsordnung ablösbare Geldrente, ſofern die Intereſſenten nicht etwa wegen 
einer anderen Entſchaͤdigung ſich einigen. 

Die entgegenſtehenden Beſtimmungen der HH. 13. bis 15. der Ablöfungs- 
Ordnung vom 7. Juni 1821. treten in Beziehung auf die gedachten Dienſte 
außer Kraft. 

Dagegen bleibt es in Betreff der Entſchaͤdigung fuͤr Spanndienſte und 
für die damit verbundenen oder gleichzeitig von derſelben Stelle zu leiſtenden 
Handdienſte bei den Vorſchriften der erwähnten HH. 13 — 15. 


8 
Auf Ablöfung nach den Grundſaͤtzen des gegenwaͤrtigen Geſetzes kann 
ſelbſt in den Faͤllen angetragen werden, in welchen vor Publikation dieſes 
Geſetzes durch Vertraͤge oder Judikate die Unabloͤsbarkeit der Dienſte feſtge— 
ſtellt worden iſt. r 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 31. Oktober 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. v. Savigny. Graf zu Stolberg. Ühden. 


Beglaubigt: 
Bode. 


(Ir. 2634.) Bekanntmachung über. die, unterm 17. Oktober 1845. erfolgte Beſtaͤtigung des 
Statuts der fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von Memel 
nach Laugallen zuſammengetretenen Aktiengeſellſchaft. Vom 5. No- 
vember 1845. 0 6 


Des Königs Majeſtaͤt haben das Statut der für den Bau und die Unter: 
haltung einer Chauſſee von Memel nach Laugallen zuſammengetretenen Aktien⸗ 
Geſellſchaft mittelſt Allerhoͤchſter Kabinetsorder vom 17. Oktober d. J. zu 
beſtätigen geruht, was nach Vorſchrift des F. 3. des Geſetzes über Aktien— 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht 
wird, daß das Statut durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu 
Königsberg zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird. 
Berlin, den 5. November 1845. 


Der Finanzminiſter. 
Flottwell. 


